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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1953 Ausgegeben am 12. November 1953 34. Stück

159. Bundesverfassungsgesetz: Befreiung der Spätheimkehrer von der Verzeichnungs- und Sühnepflicht, Einstellung
von Strafverfahren und Nachsicht von Strafen gegen solche Personen.

160. Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Paßgesetzes 1951 durch den Verfassungsgerichtshof.
1 6 1 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Handelskammergesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

1 5 9 . Bundesverfassungsgesetz vom 17. De-
zember 1951 über die Befreiung der Spät-
heimkehrer von der Verzeichnungs- und
Sühnepflicht, die Einstellung von Straf-
verfahren und die Nachsicht von Strafen

gegen solche Personen.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
§ 1. (1) Personen, die bis zum 30. April

1949 noch nicht aus der Kriegsgefangenschaft
heimgekehrt sind, sind von der Verzeichnung
in den besonderen Listen nach § 4 und § 13 des
Verbotsgesetzes 1947, sofern die Verzeichnung
nicht wegen einer Verurtei lung nach dem Kriegs-
verbrechergesetz erfolgt, ausgenommen (Spät-
heimkehrer) . Sie unterliegen, sofern dieses
Bundesverfassungsgesetz nicht etwas anderes be-
s t immt, nicht den im Ar t . IV des Verbots-
gesetzes 1947 oder in besonderen Gesetzen ent-
haltenen Sühnefolgen.

(2) Eine Person gilt mi t dem Tage als aus der
Kriegsgefangenschaft heimgekehrt , an dem sie
in Durchführung der Entlassung aus der Kriegs-
gefangenschaft das Gebiet der Republ ik Öster-
reich betreten hat.

§ 2. Auf die in § 1 Abs. 1 genannten Personen
hat § 5 des Verbotsgesetzes 1947 keine Anwen-
dung zu finden.

§ 3 . (1) Ist die Verzeichnung eines Spätheim-
kehrers (§ 1) bereits in Rechtskraft erwachsen,
so ha t die Registrierungsbehörde auf Ant rag
mit Bescheid festzustellen, daß diese Verzeich-
nung als nicht erfolgt gilt; in gleicher Weise
hat die Registrierungsbehörde anhängige Ver-
fahren über die Verzeichnung von Spätheim-
kehrern einzustellen.

(2) Antragsberechtigt ist der Verzeichnete. Ist
dieser verstorben, so kann der Ant rag von
jeder Person gestellt werden, die ein rechtliches
Interesse dar tu t .

(3) Gegen einen abweisenden Bescheid kann
vom Antragsteller Einspruch und Beschwerde
erhoben werden. Hiebei sind sinngemäß die
Vorschriften der Verordnung der Bundes-

regierung v o m 10. März 1947, BGBl. N r . 64,
zur Durchführung des Verbotsgesetzes 1947,
anzuwenden.

(4) Die auf Grund der Abs. 1 u n d 3 ergan-
genen Entscheidungen und Verfügungen sind in
den besonderen Listen anzumerken.

Artikel II.
§ 4. (1) Für die in § 1 genannten Personen

gelten, sofern sie nach den bis zum Inkraft-
treten dieses Bundesverfassungsgesetzes gelten-
den Bestimmungen des Verbotsgesetzes 1947 in
den Registrierungslisten verzeichnet sind oder
zu verzeichnen wären und nicht schon nach den
bisher geltenden Bestimmungen von der Sühne-
pflicht ausgenommen sind, die in den §§ 6
bis 8 angeführten Sonderbestimmungen.

(2) Sofern diese Personen im Zeitpunkte des
Inkrafttretens dieses Bundesverfassungsgesetzes
in den Registrierungslisten noch nicht ver-
zeichnet sind, hat die Registrierungsbehörde
auf Antrag der für die Handhabung der Sonder-
bestimmungen der §§ 6 bis 8 zuständigen Be-
hörden festzustellen, ob und in welchem Um-
fange sie der Verzeichnung in den Registrierungs-
listen unterliegen würden. In diesem Verfahren
kommt den Personen, die nach den Sonderbe-
stimmungen der §§ 6 bis 8 Parteien oder Be-
teiligte im Verwaltungsverfahren sind, Partei-
stellung im Verfahren vor der Registrierungs-
behörde zu.

(3) In den im § 3 Abs. 1 zweiter Halbsatz
dieses Bundesverfassungsgesetzes genannten
Fällen ist diese Feststellung von jener Registrie-
rungsbehörde zu treffen, bei der im Zeitpunkte
des Inkrafttretens dieses Bundesverfassungs-
gesetzes das Registrierungsverfahren anhängig
war. War die Verzeichnung des Spätheimkehrers
in den Registrierungslisten im Zeitpunkte des
Inkrafttretens dieses Bundesverfassungsgesetzes
bereits rechtskräftig festgestellt, so ist diese
Feststellung unbeschadet der allgemeinen ver-
fahrensrechtlichen Bestimmungen und der Be-
stimmungen der Verordnung der Bundes-
regierung vom 10. März 1947, BGBl. Nr. 64,
zur Durchführung des Verbotsgesetzes 1947,
bindend.
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(4) Die im § 1 genannten Personen sind, sofern
nach Abs. 2 und Abs. 3 zweiter Satz festgestellt
ist, daß sie der Verzeichnung in den Registrie-
rungslisten unterliegen würden, bei Handhabung
der in den §§ 6 bis 8 genannten Sonderbestim-
mungen so zu behandeln, wie wenn sie dem
Personenkreis des § 4 Abs. 1 oder des § 13 des
Verbotsgesetzes 1947 angehören würden.

§ 5. Die näheren Vorschriften über das
Feststellungsverfahren (§ 4) werden durch Ver-
ordnung getroffen.

Artikel III.

§ 6. Unterliegt ein Spätheimkehrer nur zu-
folge § 1 Abs. 1 nicht den Sühnefolgen nach
§ 18 lit. b oder § 19 Abs. 1 lit. b, des Ver-
botsgesetzes 1947, findet eine Nachzahlung von
Bezügen nicht statt.

§ 7. (1) Rechtswirkungen auf Grund der Be-
stimmungen des XIV. Hauptstückes Abschnitt II
und III sowie des XV. Hauptstückes des Na-
tionalsozialistengesetzes vom 6. Februar 1947,
BGBl. Nr. 25, werden durch die Bestimmungen
dieses Bundesverfassungsgesetzes nicht berührt.

(2) Anforderungen von W o h n u n g e n auf
G r u n d des § 5 Z . 7 und 8 des Wohnungs -
anforderungsgesetzes vom 22. August 1945,
StGBl. N r . 138, in der Fassung des X I V . H a u p t -
stückes Abschnitt I des Nat ionalsozial is ten-
gesetzes, die im Ze i tpunkt des Inkraf t t re tens des
vorliegenden Bundesverfassungsgesetzes in Rechts-
kraf t erwachsen waren , bleiben aufrecht. Ver -
fahren über Rechtsmittel gegen Anforderungen
der vorstehend bezeichneten Ar t , die im Zeit-
p u n k t des Inkraf t t re tens dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes anhängig sind, sind nach den bis-
her geltenden Bestimmungen durchzuführen.

(3) Anforderungen von Möbeln gemäß § 11
Abs. 2 des Wohnungsanforderungsgesetzes vom
22. August 1945, StGBl. N r . 138, die bis
zum 3 1 . M ä r z 1949 in Rechtskraft erwachsen
waren, bleiben aufrecht.

(4) Sind Bestandver t räge nach der Bestim-
mung des § 18 lit. i zwei ter Satz des Ver-
botsgesetzes 1947 aufgelöst w o r d e n u n d haben
in der Zwischenzeit dr i t te Personen Rechte a m
Bestandobjekt e rworben, so können die Be-
günstigungen des Ar t . I dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes zur Wiederer langung der Be-
standrechte nicht in Anspruch genommen werden.

§ 8. (1) Maßnahmen, die auf Grund der §§ 3,
4, 6 bis 6 b des Wirtschaftssäuberungsgesetzes
in der Fassung des XVII. Hauptstückes des
Nationalsozialistengesetzes getroffen wurden und
im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundes-
Verfassungsgesetzes rechtswirksam waren, bleiben
aufrecht.

(2) Ansprüche auf Ruhe- oder Versorgungs-
genüsse, die zufolge § 7 des Wirtschafts-
säuberungsgesetzes in der Fassung des

XVII. Hauptstückes des Nationalsozialisten-
gesetzes aberkannt oder gekürzt wurden, leben
auf Grund eines Antrages, der vom Bezugs-
berechtigten beim Leistungspflichtigen zu stellen
ist, mit dem Tage der Antragstellung, frühestens
jedoch mit dem Tage des Inkrafttretens dieses
Bundesverfassungsgesetzes, in ungekürzter Höhe
wieder auf.

(3) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesverfassungsgesetzes anhängige Verfahren
sind nach den bisher geltenden Bestimmungen zu
Ende zu führen.

Artikel IV.

§ 9. (1) Gegen Spätheimkehrer ist wegen der,
Verbrechen nach §§ 8, 10, 11 und 12 des Ver-
botsgesetzes kein Strafverfahren einzuleiten. Ein
eingeleitetes Strafverfahren ist einzustellen.

(2) Diese Bestimmung gilt sinngemäß auch für
das selbständige Verfahren, und zwar auch dann,
wenn derjenige, dessen Tat mit dem Verfall des
Vermögens bedroht ist, bereits vor dem
30. April 1949 in der Kriegsgefangenschaft
gestorben ist.

§ 10. Allen Spätheimkehrern, die wegen einer
oder mehrerer Handlungen der im § 9 Abs. 1
bezeichneten Art verurteilt worden sind, sind
die über sie verhängten Strafen — soweit sie
noch nicht vollstreckt sind — nachzusehen.

§ 11. (1) Wurde auf den Verfall des Ver-
mögens erkannt, so ist Spätheimkehrern, denen
Strafnachsicht zuteil wird oder nur deshalb nicht
zuteil wird, weil die Strafe schon vollstreckt
wurde, das verfallene Vermögen nach Maßgabe
der Bestimmungen des § 15 zu erstatten.

(2) Ist der Verur te i l te gestorben und kann die
Strafe nur aus diesem G r u n d e oder auch deshalb,
weil sie schon vollstreckt worden ist, nicht nach-
gesehen werden, so ist das verfallene Vermögen
in gleicher Weise den Rechtsnachfolgern des
Verurteilten zu erstatten.

(3) W u r d e auf den Vermögensverfal l im
selbständigen Verfahren e rkannt , so gelten die
Bes t immungen der Abs. 1 u n d 2 s inngemäß,
u n d zwar auch dann , w e n n derjenige, dessen
Vermögen für verfallen e rk lä r t worden ist, be-
reits vo r dem 30. Apr i l 1949 in der Kriegs-
gefangenschaft gestorben ist.

§ 12. W u r d e einem Späthe imkehrer Straf-
nachsicht zuteil oder n u r deshalb nicht zuteil ,
weil die Strafe schon vollstreckt ist, so ist aus-
zusprechen, daß die kraft Gesetzes mi t der
Verurteilung verbundene Wirkung des Ver-
lustes bestimmter Rechte, Stellungen und Be-
fugnisse, der Unfähigkeit, dieselben zu erlangen
oder wiederzuerlangen, sowie des Ausschlusses
vom Wahlrecht und von der Wählbarkeit in die
gesetzgebenden und sonstigen Körperschaften
des öffentlichen Rechtes als nicht eingetreten gilt.
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§ 13. Spätheimkehrern, denen Strafnachsicht
zuteil wird oder nur deshalb nicht zuteil wird,
weil die Strafe schon vollstreckt ist, ist die
Tilgung der Verurteilung zu gewähren.

§ 14. (1) Über die Einstellung des Strafver-
fahrens, die Nachsicht von Strafen, die Erstat-
tung des verfallenen Vermögens, über die Til-
gung der Verurteilung sowie darüber, ob
Rechtsfolgen als nicht eingetreten gelten, ent-
scheidet der Gerichtshof erster Instanz, bei
dem das Verfahren anhängig ist oder anhängig
gewesen ist, nach Anhören des Staatsanwaltes
in einer Versammlung von drei Richtern.
Stimmen der Vorsitzende und der Staatsanwalt
über die Anwendung und das Ausmaß der zu
gewährenden Begünstigung überein, so bedarf
es keiner Beschlußfassung des Senates.

(2) Entscheidungen nach den §§ 9 u n d 10 er-
folgen von Amts wegen oder auf Ant rag . Das
gleiche gilt für Entscheidungen nach den § § 1 1
bis 13 mi t der Einschränkung, daß der Gerichts-
hof v o n A m t s wegen n u r d a n n entscheidet,
wenn er aus was immer für einem Anlaß
wahrnimmt, daß die Voraussetzungen für die
Anwendung einer Bestimmung des Art . IV vor-
liegen.

(3) Antragsberechtigt ist der Verdächtigte
(Beschuldigte, Angeklagte, Verurteilte) sowie
derjenige, dessen Ta t mit dem Verfall des Ver-
mögens bedroht oder dessen Vermögen für
verfallen erklärt worden ist. Ist die dem-
nach antragsberechtigte Person gestorben, so
kann der Antrag in den Fällen des § 9 Abs. 2
und des § 11 Abs. 2 und 3 von jedem ihrer
Rechtsnachfolger, im Falle des § 12 von jeder
Person gestellt werden, die ein rechtliches
Interesse dartut .

(4) Gegen die Entscheidung steht dem Ver-
dächtigten (Beschuldigten, Angeklagten, Ver-
urteilten), dem Antragsteller und dem Staats-
anwalt die Beschwerde offen. Sie ist binnen acht
Tagen zu erheben und hat aufschiebende
Wirkung.

(5) Entscheidungen über die Erstattung des
verfallenen Vermögens sind nach Rechtskraft
der Verwertungsstelle zuzustellen.

§ 15. Für die Erstat tung des verfallenen Ver-
mögens gelten nachstehende Bestimmungen:

1. Zu erstatten ist das verfallene Vermögen,
das im Zeitpunkte des Einlangens der Ent-
scheidung bei der Verwertungsstelle (§ 14
Abs. 5) vorhanden ist. Die abgesonderten
Früchte gehören nicht zu dem zu erstattenden
Vermögen. Wurde verfallenes Vermögen ver-
wertet, so t r i t t an dessen Stelle der erzielte Er-
lös.

2. Die Verwertungsstelle hat aus dem ver-
fallenen Vermögen vorerst alle durch Erklärung
anerkannten oder im ordentlichen Rechtswege
gemäß § 21 des Volksgerichtsverfahrens- und

Vermögensverfallsgesetzes 1947, BGBl. Nr . 213,
festgestellten Forderungen zu befriedigen und
die etwa von der Republik Österreich auf das
verfallene Vermögen gemachten Aufwendungen
abzuziehen. Reichen die flüssigen Mittel nicht aus
und wird der Fehlbetrag nicht zur Verfügung
gestellt, so ist dieser, falls der Anspruch nicht
auf dem zu erstattenden Vermögen sichergestellt
werden kann, durch Veräußerung im erforder-
lichen Umfang zu beschaffen. Bei Oberschuldung
hat die Verwertungsstelle die Konkurseröffnung
zu beantragen. Wird dieser Antrag mangels
Kostendeckung abgewiesen oder der Konkurs
aus diesem Grunde eingestellt, so sind die vor-
handenen Vermögensstücke zu erstatten.

3. Soll eine anerkannte oder im Rechtswege
festgestellte Forderung sichergestellt werden, so
bedarf es hiezu der Zust immung des Gläubigers.

4. Barbeträge und Schillingguthaben, die den
Bestimmungen des Schillinggesetzes, StGBl.
Nr . 231/1945, oder des Währungsschutzgesetzes,
BGBl. Nr . 250/1947, unterliegen, sind bei der
Erstattung so zu berechnen, als ob sie nicht
auf die Republik Österreich übergegangen
wären.

5. Die Republik Österreich haftet nicht für die
Gebarung mi t dem verfallenen Vermögen.

6. Sind Liegenschaften oder bücherliche Rechte
zu erstatten, so hat die Verwertungsstelle auf
Grund der rechtskräftigen Entscheidung, womit
die Erstattung des verfallenen Vermögens an-
geordnet wurde, eine Bestätigung auszustellen,
in der die Liegenschaft oder das Recht, die zu
erstatten sind, sowie die Person des Spätheim-
kehrers genau zu bezeichnen sind. Diese Be-
stätigung dient als Grundlage für die grund-
bücherliche Übertragung der Liegenschaft oder
des bücherlichen Rechtes auf den Spätheimkehrer
(§ 33 Abs. 1 lit. d des allgemeinen Grundbuchs-
gesetzes). Sie ist dem Spätheimkehrer oder im
Falle seines Todes seinen Rechtsnachfolgern, die
den Antrag auf Erstattung gestellt haben, aus-
zufolgen. U m die grundbücherliche Eintragung
der Rechte des Spätheimkehrers kann auch die
Verwertungsstelle ansuchen.

7. Die Erstattung ist innerhalb eines angemes-
senen Zeitraumes vorzunehmen.

8. Auf Erstattung des Vermögens kann frühe-
stens ein Jahr nach Rechtskraft der Entscheidung,
womit die Erstattung des Vermögens angeordnet
wurde (§ 14), geklagt werden.

9. Wird die Republik Österreich für eine For-
derung, die mit der Verwaltung des verfallenen
Vermögens im Zusammenhang steht, nach der
Erstattung in Anspruch genommen, so hat der
Spätheimkehrer (Rechtsnachfolger) die Republik
Österreich klag- und schadlos zu halten.

10. Im Falle die Republik Österreich ein ver-
fallenes Vermögen veräußert hat und dieses so-
dann vom Erwerber gemäß einem Rückstellungs-
oder Rückgabegesetze einem geschädigten Eigen-
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tümer rückgestellt (rückgegeben) werden muß,
sind Ansprüche des Erwerbers gegen die Repu-
blik Österreich auf das dem Spätheimkehrer oder
seinen Rechtsnachfolgern noch nicht erstattete
Entgelt beschränkt.

11. Alle durch dieses Bundesverfassungsgesetz
veranlaßten Vermögensübertragungen einschließ-
lich der zu ihrer grundbücherlichen Durchfüh-
rung erforderlichen Schriften und Amtshand-
lungen sind von öffentlichen Abgaben, Bundes-
verwaltungsabgaben, Gerichts- und Justizver-
waltungsgebühren befreit.

Artikel V.
§ 16. Die Bestimmungen dieses Bundesver-

fassungsgesetzes finden keine Anwendung auf
Personen, die vor seinem Inkrafttreten wegen
einer der im Kriegsverbrechergesetz mit Strafe
bedrohten Handlungen oder deshalb, weil sie
im Sinne der Bestimmungen des Abschnittes I
des I. Hauptstückes des Nationalsozialisten-
gesetzes nach dem Zusammenbruche Deutschlands
an irgendeiner auch geheimen nationalsozia-
listischen Organisation teilgenommen oder mit
einer geheimen nationalsozialistischen Bewegung
Verbindung gehalten oder sonstige national-
sozialistische Tätigkeit betrieben haben, ver-
urteilt worden sind oder deren Vermögen vor
dem Inkrafttreten dieses Bundesverfassungs-
gesetzes wegen solcher Handlungen im selb-
ständigen Verfahren ganz oder teilweise für
verfallen erklärt worden ist.

Artikel VI.
§ 17. Mit der Vollziehung dieses Bundesver-

fassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Körner
Raab Schärf Helmer Gerö
Kolb Maisel Kamitz Thoma

Illig Waldbrunner Gruber

1 6 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 20. Oktober 1953, betreffend die
Aufhebung einer Bestimmung des § 7 Abs. 1
lit. b des Paßgesetzes 1951, BGBl. Nr. 57,

durch den Verfassungsgerichtshof.

Gemäß Artikel 140 Abs. 3 des Bundes-Ver-
fassungsgesetzes in der Fassung von 1929 und
des § 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 5. Oktober 1953, G 8/53, im § 7 Abs. 1
lit. b des Paßgesetzes 1951, BGBl. Nr. 57, die
Worte: „sich einer Steuerpflicht zu entziehen
oder" als verfassungswidrig aufgehoben und
ferner erkannt, daß ältere Rechtsvorschriften
nicht wieder in Kraft treten.

Raab

1 6 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. Oktober 1953, betreffend die
Aufhebung von Bestimmungen des Handels-
kammergesetzes, durch den Verfassungs-

gerichtshof.
Gemäß Art . 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-

sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und des
§ 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. N r . 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof ha t mi t Er-
kenntnis vom 6. Ok tobe r 1953, G 5/53, V 13/
53-11, im § 40 des Handelskammergesetzes,
BGBl. N r . 182/1946, in der Fassung der Kund-
machung des Bundeskanzleramtes vom 14. Apri l
1953, BGBl. N r . 52, betreffend die Aufhebung
von Bestimmungen des Handelskammergesetzes
durch den Verfassungsgerichtshof, das "Wort
„Bergführer" als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung t r i t t am Tage der Kund-
machung in Kraft.

Raab


